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Beschluss
des Bundesrates

Gesetz zur Änderung des Versicherungsteuergesetzes und des
Kraftfahrzeugsteuergesetzes (Verkehrsteueränderungsgesetz -
VerkehrStÄndG)

A

Der Bundesrat hat in seiner 903. Sitzung am 23. November 2012 beschlossen, zu

dem vom Deutschen Bundestag am 25. Oktober 2012 verabschiedeten Gesetz einen

Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.

B

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschließung gefasst:

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, alle Fahrzeuge mit einem Ausstoß

von weniger als 50 g CO2/km von der Kfz-Steuer zu befreien.

Begründung:

Die Bundesregierung hat im Regierungsprogramm Elektromobilität vom
Mai 2011 den Benchmark für Zukunftstechnologie mit 50 g CO2 je km
festgelegt.
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Das Ziel des Regierungsprogramms Elektromobilität, die Kraftfahrzeugsteuer-
befreiung für reine Elektro-Personenkraftwagen von derzeit fünf auf zehn Jahre
zu verlängern sowie auf andere reine Elektrofahrzeuge und Fahrzeuge mit
besonders geringen kombinierten Prüfwerten von weniger als 50 Gramm
Kohlendioxidausstoß je Kilometer zu erweitern, hat das BMVBS im Rahmen
des Verkehrsteueränderungsgesetzes in Aussicht gestellt.

Mit dem Verkehrsteueränderungsgesetz erfolgte die Umsetzung bezüglich der
Steuerbefreiung von Fahrzeugen mit einem CO2-Wert von weniger als 50 g/km
jedoch nicht. Der Bundesrat hatte dies bereits in seine Stellungnahme auf-
genommen. Die technologieoffene Förderung von Fahrzeugen mit 50 g CO2

je km durch die Befreiung von der Kfz-Steuer ist ein wichtiger Beitrag, um
Forschung und Entwicklung hocheffizienter Antriebe, wie auch die Inno-
vationsdynamik bei herkömmlichen Antrieben und den Trend zu immer mehr
Hybridfahrzeugen voranzubringen.


